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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 21. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und 

Gleichstellung lade ich ein für 

 

Donnerstag, 27. März 2014, 17:00 Uhr, 

Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel. 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Situation am Stern und Untere Königsstraße 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 27.01.2014 

Bericht des Magistrats 

101.17.1147 

 

2. Netcom Kassel GmbH 

Beteiligung an der OR Network GmbH 

Änderung des Gesellschaftsvertrages 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

- 101.17.1235 -  

(gleichzeitig im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen) 

 

3. Gesamtkonzeption zur Hilfe für Menschen aus der Trinkerszene 

Antrag der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Stefan Kortmann 

- 101.17.1224 -  

 

4. Verursacherprinzip bei Kosten für Waffenkontrollen 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Norbert Sprafke 

- 101.17.1233 -  
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Einladung zur 21. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 27. März 

2014 

 

2 von 2 5. Anhörung zur Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert 

- 101.17.1234 -  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Stefan Kortmann 

Vorsitzender 
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Niederschrift 

über die 21. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 27. März 2014, 17:00 Uhr 

im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Dr. Manuel Eichler, 2. stellvertretender Vorsitzender, SPD 

Doğan Aydın, Mitglied, SPD 

Gabriele Jakat, Mitglied, SPD 

Enrico Schäfer, Mitglied, SPD 

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Thomas Koch, Mitglied, B90/Grüne 

Dorothee Köpp, Mitglied, B90/Grüne 

Waltraud Stähling-Dittmann, Mitglied, CDU (Vertretung für Wolfram Kieselbach) 

Birgit Trinczek, Mitglied, CDU 

Axel Selbert, Mitglied, Kasseler Linke 

Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Demokratie erneuern 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Jörg-Peter Bayer, Stadtverordneter, Piraten 

Luigi Zisa, Vertreter des Ausländerbeirates 

Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates 

Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Jürgen Kaiser, Bürgermeister, SPD 

 

Schriftführung 

Andrea Herschelmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Frank Oberbrunner, 1. stellvertretender Vorsitzender, FDP 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Cornelia Stephan, Jugendamt 

Kathy Käferstein, Ordnungsamt 

Rolf Hedderich, Kämmerei und Steuern 

Jennifer Kellotat, Rechtsamt 

Mario Neumann, Sozialamt 

Uwe Papenfuß, Polizeipräsidium Nordhessen 
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Tagesordnung: 

 

1. Situation am Stern und Untere Königsstraße                                               101.17.1147 

2. Netcom Kassel GmbH 

Beteiligung an der OR Network GmbH 

Änderung des Gesellschaftsvertrages 

101.17.1235 

3. Gesamtkonzeption zur Hilfe für Menschen aus der Trinkerszene 101.17.1224 

4. Verursacherprinzip bei Kosten für Waffenkontrollen 101.17.1233 

5. Anhörung zur Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen 101.17.1234 

 

 

Vorsitzender Kortmann eröffnet die mit der Einladung vom 19.03.2014 ordnungsgemäß 

einberufene 21. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und 

Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

 

Zur Tagesordnung 

 

Einvernehmlich wird festgelegt, dass Tagesordnungspunkt 

2. Netcom Kassel GmbH 

    Beteiligung an der OR Network GmbH 

    Änderung des Gesellschaftsvertrages 

    Vorlage des Magistrats 

    101.17.1235 

vor Tagesordnungspunkt 1 zur Beratung aufgerufen wird. 

 

Vorsitzender Kortmann stellt die geänderte Tagesordnung fest. 

 

 

2. Netcom Kassel GmbH 

Beteiligung an der OR Network GmbH 

Änderung des Gesellschaftsvertrages 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1235 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Dem Erwerb eines Gesellschaftsanteils von  50 %  an der OR Network GmbH durch die 

Netcom Kassel GmbH wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des 

Gesellschaftsvertrages  (Anlage 1) zugestimmt. 

 

2. Der Übertragung von Gesellschaftsanteilen der Netcom Kassel GmbH an der OR 

Network GmbH an weitere Gesellschafter bis zu einem Anteil von 12,55 % wird 

zugestimmt. 

 

3. Der Änderung des Gesellschaftsvertrages der Netcom GmbH wird nach Maßgabe der 

beigefügten Synopse (Anlage 2) zugestimmt. 
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4. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen 

Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form rechtsverbindlich abzugeben. Die 

Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger redaktioneller Ergänzungen, 

Änderungen, Streichungen oder Klarstellungen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: -- 

Abwesend: FDP 

den  

 

Beschluss 

 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Netcom Kassel GmbH Beteiligung an der OR Network 

GmbH Änderung des Gesellschaftsvertrages, 101.17.1235, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Sprafke 

 

 

 

1. Situation am Stern und Untere Königsstraße 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 27.01.2014 

Bericht des Magistrats 

101.17.1147 

 

Beschluss 

 

Der Magistrat wird gebeten, Vertreter des Polizeipräsidiums zeitnah zu einer der 

nächsten Sitzungen des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und 

Gleichstellung einzuladen, damit diese über die aktuelle Situation bezüglich der 

Kriminalität, insbesondere dem Drogenhandel, am Stern und Untere Königsstraße und 

über mögliche Vorstellungen zu deren Eindämmung berichten können. 

 

 

Herr Uwe Papenfuß, ltd. Polizeidirektor Polizeipräsidium Nordhessen, berichtet über die 

aktuelle Situation im Bereich Stern und Untere Königsstraße. Er erläutert die verschiedenen 

Maßnahmen, die in diesem Bereich von der Polizei umgesetzt werden.  

Im Anschluss beantwortet er gemeinsam mit Bürgermeister Kaiser die Fragen der 

Ausschussmitglieder. 

 

Der Bericht von ltd. Polizeidirektor Papenfuß, Polizeipräsidium Nordhessen, wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 



 

Niederschrift über die 21. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration 

und Gleichstellung vom 27. März 2014 

 

4 von 6  

 

Während der Behandlung von Tagesordnungspunkt 3 übergibt Vorsitzender Kortmann die 

Sitzungsleitung an 2. stellvertretenden Vorsitzenden Dr. Eichler. 

 

 

3. Gesamtkonzeption zur Hilfe für Menschen aus der Trinkerszene 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.17.1224 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, im Rahmen der Weiterentwicklung des Konzepts für 

die Trinkerszene in der Innenstadt zur Hilfe der betroffenen Menschen, um diesen ein 

Angebot einer gewissen Tagesstruktur zu geben und sie zu motivieren, eine aktive Rolle 

in der Gesellschaft zu spielen, die positiven Erfahrungen der Stadt 

Amsterdam/Niederlande zu nutzen und zu prüfen, wie die Aktivitäten aus Amsterdam, 

die jetzt auch von der Stadt Essen übernommen werden, künftig auch in Kassel in einer 

Gesamtkonzeption übernommen werden können. 

 

 

Stadtverordneter Kortmann, CDU-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. Im 

Rahmen der Diskussion meldet Stadtverordneter Dr. Jürgens, Fraktion B90/Grüne, 

Beratungsbedarf seiner Fraktion an und bittet, den Tagesordnungspunkt zu vertagen. Dies 

findet die Zustimmung aller Ausschussmitglieder. 

 

Erneute Behandlung in der nächsten Sitzung. 

 

 

 

4. Verursacherprinzip bei Kosten für Waffenkontrollen 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 

- 101.17.1233 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Wir fordern den Magistrat auf, auf die Landesregierung und den Landesgesetzgeber 

dahingehend einzuwirken, die alte Rechtslage (von vor dem 30.06.2013) bzgl. der 

Erhebung von Gebühren für angemeldete und unangemeldete Waffenkontrollen wieder 

herzustellen, damit die Kosten der Kontrollen wieder verursachungsgerecht auf die 

Waffenbesitzer übertragen werden können. 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

Ablehnung: CDU 

Enthaltung: -- 

Abwesend: FDP 

den  

 

Beschluss 

 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. Verursacherprinzip 

bei Kosten für Waffenkontrollen, 101.17.1233, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Jürgens 

 

 

 

5. Anhörung zur Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1234 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt zeitnah eine öffentliche Anhörung zur Unterbringung von 

Flüchtlingen in Wohnungen durchzuführen. 

Dazu soll eine Vertreter*in der Stadt Darmstadt und eine Vertreter*in des Hessischen 

Flüchtlingsrats eingeladen werden. 

 

 

Den Ausschussmitgliedern wird als Tischvorlage folgender geänderter Antrag der Fraktion 

Kasseler Linke verteilt. 

 

 

Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt zeitnah eine öffentliche Anhörung zur Unterbringung von 

Flüchtlingen in Wohnungen durchzuführen. 

Dazu soll eine Vertreter*in der Stadt Darmstadt, eine Vertreter*in des Referats Flucht 

und Asyl der Diakonie Hessen und eine Vertreter*in des Hessischen Flüchtlingsrats 

eingeladen werden. 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU 

Enthaltung: -- 

Abwesend: FDP 

den  

 

Beschluss 

 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der geänderte Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Anhörung zur Unterbringung von 

Flüchtlingen in Wohnungen, 101.17.1234, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Trinczek 

 

 

 

Ende der Sitzung: 19:01 Uhr 

 

 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Andrea Herschelmann 

Vorsitzender Schriftführerin 



 
  



 



Magistrat 

-II-/-20- 
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Vorlage Nr. 101.17.1235 

 

 

 

Netcom Kassel GmbH 

 Beteiligung an der OR Network GmbH 

 Änderung des Gesellschaftsvertrages 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 

 

 

Antrag 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Dem Erwerb eines Gesellschaftsanteils von  50 %  an der OR Network GmbH durch die 

Netcom Kassel GmbH wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des 

Gesellschaftsvertrages  (Anlage 1) zugestimmt. 

 

2. Der Übertragung von Gesellschaftsanteilen der Netcom Kassel GmbH an der OR 

Network GmbH an weitere Gesellschafter bis zu einem Anteil von 12,55 % wird 

zugestimmt. 

 

3. Der Änderung des Gesellschaftsvertrages der Netcom GmbH wird nach Maßgabe der 

beigefügten Synopse (Anlage 2) zugestimmt. 

 

4. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen 

Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form rechtsverbindlich abzugeben. Die 

Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger redaktioneller Ergänzungen, 

Änderungen, Streichungen oder Klarstellungen. 

 

 

Begründung: 

 

1. Erwerb der OR Network GmbH 

 

Die Netcom Kassel Gesellschaft für Telekommunikation mbH  (100 % Tochter der KVV) 

beabsichtigt gemeinsam mit der E.ON. Mitte AG (EMI)  jeweils zu 50 % die OR Network 

GmbH (ORN) zu erwerben.  

 

Da der Großteil der Geschäftstätigkeit der ORN auf dem Versorgungsgebiet der EMI erfolgt, 

besteht die Absicht den Erwerb gemeinsam mit der EMI zu vollziehen.  

 

Bei der ORN handelt es sich bisher um ein einzelkaufmännisches 

Telekommunikationsunternehmen mit den Produkten Telefon und Internet mit rd. 30 

Mitarbeitern, das schwerpunktmäßig im Raum Hessen tätig ist. Seit dem Geschäftsjahr 

2010 erzielt die ORN durchgehend positive Jahresergebnisse. Die ORN hat fast 5.000 
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2 von 4 Kunden. Zusätzlich hat die ORN Breitbandversorgungsausschreibungen im Kreis Göttingen 

und im Landkreis Gießen gewonnen, die in der Umsetzung befindlich sind. 

 

Bereits vor längerer Zeit trat der Inhaber der ORN, Herr Oliver Reitz, an die 

Geschäftsführung der NCK mit dem Wunsch zur Kooperation heran. Der Hintergrund dieses 

Schrittes war die fehlende Akquise bzw. Vertriebsarbeit innerhalb der ORN, weil bedingt 

durch mangelnde Kapital-ressourcen der Vertrieb bereits Anfang 2012 eingestellt werden 

musste,  so dass die ORN kein nennenswertes Kundenwachstum mehr aufweisen konnte.  
 

Auch die EMI hatte aufgrund ihrer Lieferverträge mit der ORN bereits Kenntnis dieser 

Geschäftsprobleme und unterstützte die ORN bei früheren gemeinsamen Projekten. 

Gemeinsam mit der ORN hatte sich die EMI in der Vergangenheit den Anforderungen der 

Kommunen bezüglich der Grundversorgung im Breitbandausbau in diversen Projekten 

gestellt und hier eine Reihe kommunal geförderter Breitbandnetze in Nord-, Ost- und 

Mittelhessen gewonnen. 

 

Aufgrund dieser hohen kommunalpolitischen Bedeutung sind die Netcom und EMI 

gemeinsam angetreten, sich konzentriert mit der Möglichkeit einer Übernahme der ORN zu 

beschäftigen. Es bestand Einigkeit zwischen den Partnern, dass mit kommunalpolitisch 

negativen Auswirkungen zu rechnen sei, falls die ORN ihre Betriebsverpflichtungen in den 

geförderten Projekten nicht weiter ausüben würde. Dementsprechend wurde die 

perspektivisch angedachte Zusammenarbeit zwischen den Kooperationspartnern 

intensiviert, um auch die betriebswirtschaftlichen Chancen zu nutzen. 

 

In der Folge wurden Verhandlungen aufgenommen, um die Anteile der ORN zu erwerben. 

 

Die Transaktion mit den Beteiligten Netcom, EMI und ORN soll mit den folgenden 

Eckpunkten vollzogen werden: 

 

- Der Geschäftsbetrieb des Einzelunternehmens wird samt der materiellen und 

immateriellen Vermögensgegenstände und Verpflichtungen der ORN auf eine neu zu 

gründende ORN GmbH mit einem Stammkapital in Höhe von EUR 25 T übertragen; 

 

- sodann sollen die Netcom und die EMI  jeweils einen Geschäftsanteil von 50 % an der 

ORN GmbH übernehmen. Nach der durchgeführten  Due Dilligence beträgt der 

Kaufpreis 50 T€ für einen Geschäftsanteil von 50 %. 

 

Die Wirtschaftsprüfungskanzlei Strecker, Berger + Partner, Kassel hat im Rahmen einer Due 

Dilligence  nach Abzug der Kaufnebenkosten und vorzunehmender Korrekturpositionen 

einen positiven Transferwert  festgestellt. Es wurde hervorgehoben, dass die Chancen aus 

den Verträgen mit den Kommunen von der ORN nicht bzw. nicht ausreichend 

wahrgenommen wurden und dass bedeutende Unternehmensentwicklungschancen 

bestehen. Die wirtschaftlichen Chancen ermöglichen einen positiven Ergebnisbeitrag für die 

Zukunft. 

 

Dem Aufsichtsrat der KVV wurden die detaillierten Zahlen vorgestellt. Die  

Geschäftsführung hat in der mittelfristigen Planung dargelegt, dass  bereits ab Übernahme 

der Geschäftstätigkeiten ein positives Jahresergebnis erzielt wird und der Erwerb  eine 

angemessene Rendite verspricht. 
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3 von 4 Die rechtliche Betrachtung hat grundsätzlich keine kaufvereitelnden Positionen aufgedeckt; 

bis auf eine nicht auszuschließende Verpflichtung der OR gegenüber der Oberhessischen 

Versorgungsbetriebe AG (OVAG), die es notwendig und sinnvoll werden lassen könnte, die 

OVAG bzw. ein OVAG-Konzerunternehmen als weiteren Gesellschafter mit einem Anteil 

von bis zu 25,1 % Gesellschaftsanteil aufzunehmen. Hierzu würden dann die Netcom und 

die E.ON Mitte im gleichen Verhältnis entsprechende Geschäftsanteile übertragen. Aus 

diesem Grund wird der Beschluss gemäß Ziffer 2 empfohlen.  

 

Durch die Kooperation mit der EMI und die Wiederaufnahme des Vertriebs durch die 

Netcom nach der Trennung von der Vodafone Deutschland GmbH sowie durch den Bezug 

von Telekommunikationsvorleistungen von der Netcom für die ORN werden Arbeitsplätze 

erhalten, neue geschaffen und die Kaufkraft in der Region gestärkt. Weiterhin ist erklärtes 

Ziel, die Versorgung mit qualitativ hochwertigen Infrastrukturleistungen im 

Geschäftsgebiet sicherzustellen. 

 

In der zukünftigen strategischen Ausrichtung betreibt die ORN ihr Geschäft weiter, ergreift 

allerdings alle Synergien, die aus der Beteiligung der Gesellschafter erzielbar sind. 

 

 

Insbesondere bei den TK-Diensten bedient sich die ORN der Vorleistungen durch die 

Netcom um Vorleistungskosten, welche derzeit bei einer Anzahl Fremdlieferanten 

beauftragt sind, zu senken. 

 

Die NCK bringt die Vertriebsleistungen in die ORN ein. Mittels der existenten, indirekten 

Vertriebskanäle nimmt die Vermarktung der ORN-Produkte wieder den Betrieb auf. 

 

Im Rahmen der nach § 121 Abs. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 

vorgeschriebenen Markterkundung wurden die Stellungnahmen der Handwerkskammer 

(HWK) und der Industrie- u. Handelskammer Kassel (IHK) angefordert. Vor der 

Beschlussfassung in der Stadtverordnetenversammlung wird über den Inhalt und das 

Ergebnis entsprechend informiert. 

Der vorliegende Entwurf des Gesellschaftsvertrages wurde bereits zwischen beiden 

Gesellschaftern abgestimmt.  

 

Der Aufsichtsrat der KVV hat in seiner Sitzung am 21. November 2013 dem Vorgang 

zugestimmt. 

 

 

2. Änderung des Gesellschaftsvertrages 

 

Nach dem nunmehr vollzogenen vollständigen Erwerb der Gesellschaftsanteile durch die 

KVV an der Netcom Kassel GmbH soll nach dem Beschluss  der Gesellschafterversammlung 

vom 14.11.2013 der Gesellschaftsvertrag geändert werden. 

Das übergeordnete Ziel der neuen Fassung des Gesellschaftsvertrages ist die Angleichung 

als nunmehr 100%-ige Tochter der KVV an die Gesellschaftsverträge im KVV-Konzern. 

Neben redaktionellen Anpassungen sind  Kernpunkte die zahlenmäßige Vergrößerung des 

Aufsichtsrates und die Ausweitung der zustimmungspflichtigen Geschäfte durch den 

Aufsichtsrat, die dem Standard der KVV-Konzerngesellschaften entsprechen. 
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4 von 4 Die wesentlichen Veränderungen sind nachstehend aufgeführt : 

 Die unverbindliche Zielbestimmung in  § 2.1 Satz 2 a.F. wurde herausgenommen; 

die Netcom befindet sich im wettbewerblichen Telekommunikationsmarkt. 

 Das Geschäftsjahr ist ab 2015 das Kalenderjahr (§ 4) 

 Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern (§ 9) 

 Den Vorsitz im Aufsichtsrat übernimmt der Oberbürgermeister der Stadt Kassel 

(§ 10) 

 Die zustimmungspflichtigen Geschäfte durch den Aufsichtsrat (§ 13) entsprechen 

dem Konzernstandard. 

 Regelungen  zu einem Vorkaufsrecht oder Einziehung von Geschäftsanteilen wurden 

in der  n.F.  gestrichen. 

 Die Prüfungs-und Unterrichtungsrechte gemäß Hessischer Gemeindeordnung 

wurden in der neuen Fassung eingefügt  (§ 21). 

  

Die detaillierten Änderungen können aus der beigefügten Synopse entnommen werden. 

 

Der Magistrat hat dieser Vorlage in seiner Sitzung am 3. März 2014 zugestimmt. 

 

 

 

Bertram Hilgen 

Oberbürgermeister 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.1224 

 

 

 

Gesamtkonzeption zur Hilfe für Menschen aus der Trinkerszene 

 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, im Rahmen der Weiterentwicklung des Konzepts für 

die Trinkerszene in der Innenstadt zur Hilfe der betroffenen Menschen, um diesen ein 

Angebot einer gewissen Tagesstruktur zu geben und sie zu motivieren, eine aktive Rolle 

in der Gesellschaft zu spielen, die positiven Erfahrungen der Stadt 

Amsterdam/Niederlande zu nutzen und zu prüfen, wie die Aktivitäten aus Amsterdam, 

die jetzt auch von der Stadt Essen übernommen werden, künftig auch in Kassel in einer 

Gesamtkonzeption übernommen werden können. 

 

 

Begründung: 

 

 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Stefan Kortmann 

 

 

 

gez. Dr. Norbert Wett 

Fraktionsvorsitzender 
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Verursacherprinzip bei Kosten für Waffenkontrollen 

 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Wir fordern den Magistrat auf, auf die Landesregierung und den Landesgesetzgeber 

dahingehend einzuwirken, die alte Rechtslage (von vor dem 30.06.2013) bzgl. der 

Erhebung von Gebühren für angemeldete und unangemeldete Waffenkontrollen wieder 

herzustellen, damit die Kosten der Kontrollen wieder verursachungsgerecht auf die 

Waffenbesitzer übertragen werden können. 

 

 

 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Norbert Sprafke 

 

 

 

Christian Geselle  Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender SPD  Fraktionsvorsitzender 

B90/Grüne 
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Anhörung zur Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen 

 

 

Geänderter Antrag vom 20. März 2014 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt zeitnah eine öffentliche Anhörung zur Unterbringung von 

Flüchtlingen in Wohnungen durchzuführen. 

Dazu soll eine Vertreter*in der Stadt Darmstadt, eine Vertreter*in des Referats Flucht 

und Asyl der Diakonie Hessen und eine Vertreter*in des Hessischen Flüchtlingsrats 

eingeladen werden. 

 

Begründung: 

 

Die Stadt Darmstadt bringt alle Flüchtlinge dezentral in Wohnungen unter. Sie kann ihr 

Wissen, wie im ausreichenden Umfang entsprechende Wohnungen beschafft werden 

können, darstellen. Die Erfahrungen in der dezentralen Unterstützung der Flüchtlinge bei 

der Teilhabe an der Gesellschaft können ebenfalls direkt vermittelt werden.  

Mit den Informationen aus Darmstadt können die Prozesse  und die Organisation in der 

Stadtverwaltung  so geändert werden, dass die mit vielen Vorteilen verbundene dezentrale 

Unterbringung in Wohnungen in Kassel stärker zur Umsetzung kommt. 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Axel Selbert 

 

 

gez. Norbert Domes 

Fraktionsvorsitzender 
_______________________________________________________________________ 

 

Nachrichtlich: 

 

Antrag vom 19. Februar 2014 

 

Der Magistrat wird beauftragt zeitnah eine öffentliche Anhörung zur Unterbringung von 

Flüchtlingen in Wohnungen durchzuführen. 

Dazu soll eine Vertreter*in der Stadt Darmstadt und eine Vertreter*in des Hessischen 

Flüchtlingsrats eingeladen werden. 
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